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Die Religionsfondsſteuer. 
Von Karl Freiherrn v. Jacobi d' Ekholm. 
I 


Das zweite der Maigeſetze vom verfloſſenen Jahre hat eine 
Steuer eingeführt, welche von den Beſitzern geiſtlicher Pfründen, be 
ziehungsweiſe von den weltgeiſtlichen und regulären Communitäten 
an den Religionsfond zu leiſten iſt. Der Zweck des Geſetzes über 
die Religionsfondsbeiträge iſt der, ausreichende Mittel zur Bedeckung 
der materiellen Bedürfniſſe des katholiſchen Cultus zu beſchaffen. 
Wenn wir ſagen, daß durch das Geſetz vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. 
Nr. 51, eine Religionsfondsſteuer eingeführt wurde, ſo iſt dieſer 
Ausdruck nur inſoferne berechtigt, wenn man die Bezeichnung „Steuer“ 
im ſtricten Sinne verſteht. Denn in der That haben wir bis 1. Jänner 
1875 eine Religionsfondsſteuer nicht gehabt, gleichwohl aber hat das 
Geſetz, „mit welchem behufs Bedeckung der Bedürfniſſe des katholi⸗ 
ſchen Cultus die Beiträge zum Religionsfonde geregelt werden“, 
nicht eine ihrem Weſen nach neue Inſtitution ins Leben gerufen. 
Schon die joſefiniſche Geſetzgebung hatte ſogenannte Religionsfonds- 
beiträge — auch Religionsfonds⸗ oder geiſtliche Aushilfsſteuer ge— 
nannt — eingeführt, welche neben den Einkünften des Stammver— 
mögens und den Intercalarfrüchten der erledigten Beneficien die 
Haupteinnahme der Religionsfonde bilden ſollten *). Sowohl der 
Säcular- als der Regular⸗Klerus ſollte derlei Beiträge leiſten, 
und dieſe letzteren waren nach den urſprünglichen Verordnungen 
keineswegs niedrig gegriffen; von dem welftgeiſtlichen Klerus 
wurden alle höher als 600 fl. dotirten Beneficiaten zur Beitrags 
leiſtung herangezogen, — die regulären Communitäten ſollten ſogar 
allen nach Abzug der behördlich genehmigten Ausgaben verbleibenden 
Ueberſchuß ihres Einkommens abgeben. Allein dieſe Maßregeln wurden 
zunächſt durch nachfolgende Verordnungen gemildert und verloren 
endlich im ſpäteren Verlaufe der Zeit faſt alle Bedeutung. Es wurden 
nämlich ſpäterhin vom Säcularklerus nur mehr die Erzbiſchöfe und 


) Helfert, Kirchenvermögen 1. Band § 106, S. 350 u. ff. 


Biſchöfe und zwar nur rückſichtlich eines die Summe von 18.000 fl., 
beziehungsweiſe von 12.000 fl. überſteigenden Einkommens zu einem 
Beitrage von regelmäßig 7½¼ pCt. dieſes Ueberſchuſſes herangezogen 
während den regulären Communitäten die Einbehaltung des vierten 
Theiles des reinen Einkommens zur Bedeckung unvorhergeſehener 
Auslagen geſtattet wurde. Die durch dieſe Reſtrictionen ohnedies ver— 
minderten Beiträge ſtanden aber bald in gar keinem Verhältniſſe mehr 
zu dem Einkommen der geiſtlichen Beneficien, da letzteres mit dem 
ſteigenden Grundwerthe immer bedeutender wurde, während erſtere 
noch fortwährend nach Lingft veralteten Einkommensfaſſionen einge⸗ 
hoben, bei den meiften Stiften und Klöſtern aber endlich ſogar im 
| Abfindungswege pauſchalirt wurden. So ſank die joſefiniſche Religions- 
fonds⸗ oder geiſtliche Aushilfsſteuer, wenn ſie überhaupt jemals den 
Namen einer Steuer verdiente, von der Bedeutung einer ſolchen all— 
gemach zu einer Abgabe herab, welche mit dem Werthe und Erträg— 
niſſe der von ihr getroffenen Beneficien in gar keinem Verhältniſſe 
ſtand und den gefteigerten Anforderungen, welche die Erforderniſſe 
des katholiſchen Eultus an die Religionsfonde ſtellten keineswegs 
mehr entſprach. Dieſe Umſtände hatten eine Regelung, beziehungsweiſe 
Erhöhung dieſer Beiträge nothwendig gemacht. Dies war nur die 
eine, aber, wie wir glauben, allerdings nur entferntere Veranlaſſung zu 
dem Geſetze über die Religionsfondſteuer. 

Die andere unmittelbare Veranlaſſung war die offenbare Unzu— 
länglichkeit der Dotationen der auf den unteren Stufen der geiſtlichen 
Hierarchie ſtehenden Beneficiaten. Von Jahr zu Jahr traten dieſe 
mißlichen Verhältniſſe klarer hervor, bis fie endlich unabweisbar Be— 
rückſichtigung forderten. Man konnte ſich nicht verhehlen, daß das 
Einkommen des niederen Klerus in einem augenſcheinlichen Mißver⸗ 
hältniſſe zu der Würde, dem Anſehen und auch den Mühewaltungen 
der kirchlichen Functionäre ſtand. Aber wie ſollte man eine Aufbeſſe⸗ 
rung der Bezüge desſelben ermöglichen? Es erſchien unſtatthaft, ja 
unmöglich, die aus den allgemeinen Finanzen des Staates gewährten 
Subventionirungen der Religionsfonde noch zu erhöhen, gleichwohl ent— 
ſchloß man ſich endlich, um dem dringendſten Bedürfniſſe abzuhelfen, 
das allgemeine Budget zu kelaſten. Die Regierung forderte und er— 
hielt ſeit dem Jahre 1872 alljährlich einen außerordentlichen Credit 
von 500.000 fl., welche Summe zur proviſoriſchen Ausbeſſerung des 
Einkommens des niederen Seelſorgeklerus verwendet wurde. Dies 
konnte aber auf die Dauer nicht ſo bleiben; denn während einerſeits 
die a. o. Credite nicht ausreichten, überall dort eine Unterſtützung 
zu gewähren, wo eine ſolche nothwendig war, war man ſich anderer- 
ſeits auch klar, daß der Staat überhaupt weder die Mittel beſaß, 
noch die Pflicht habe, für die fraglichen Bedürfniſſe bedingnißlos zu 
ſorgen. Es mußte ein Mittel zur definitiven Löſung dieſer Frage ge⸗ 
funden werden, ein Mittel, welches die Herbeiſchaffung der erforder- 
lichen Summen ohne Belaſtung der Finanzen des Staates ermöglichte 
— und dieſes Mittel war gegeben durch die Idee der Solidarität 
der kirchlichen Intereſſen. 
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Die Frage nach dem Rechtsſubjecte der Güter der todten 
Hand iſt vielfach ventilirt und es ſind die verſchiedenartigſten An— 
ſichten darüber ausgeſprochen worden; man hat die kirchlichen Ge— 
meinden, die politiſchen Gemeinden, den Staat, die Armen, den Papſt, 
die einzelnen Heiligen, denen Guter gewidmet wurden, die einzelnen 
kirchlichen Inſtitute, die allgemeine Kirche und endlich auch ſogar 
Chriſtus ſelbſt als Eigenthümer bezeichnet“). Wenn wir von dieſen 
Anſichten diejenigen ausſchließen, welche wohl nur vom religiöſen 
Gefühle eingegeben erſcheinen können, ſowie auch diejenigen, welche 
auf der Negation eines Vermögens der Kirche überhaupt beruhen, ſo 
bleiben nur zwei Theorien übrig, die gewiß auch vom juriſtiſchen 
Standpunkte aus am meiſten begründet erſcheinen: die eine, welche 
die Geſammtkirche, und die andere, welche die einzelnen Inſtitute 
als Eigenthümer des Kirchenvermögens hinſtellt, welche beiden 
Theorien ſich **) übrigens keineswegs ausſchließen. Man mag aber 
dieſe Frage wie immer beantworten, ſtets wird man doch die recht— 
liche Natur des Kirchenvermögens nicht anders conſtruiren können, 
als daß man demſelben das Weſen des Zweckvermögens vindicirt. 
Gleichviel, ob man nun nur ein einziges, großes, derartiges Zweckver— 
mögen anerkennen, oder dasſelbe in alle die unzähligen kleinen Beſtandtheile 
auflöſen will. Der Zweck aber, dem das geſammte Kirchenvermögen dient 
iſt in letzter Linie ein einheitlicher, ein Geſammtzweck: der katholiſche Cultus. 
In dieſem großen letzten Zwecke gehen alle localen Widmungen der 
einzelnen kirchlichen Inſtitute und Stiftungen ſchließlich auf. Dieſe 
letzteren werden daher ihrer Natur und ihrem rechtlichen Weſen nach 
allerdings zunächſt den beſonderen Zweck zu erfüllen haben, mit welchem 
fie ſpeciell bewidmet wurden, allein es wird nichts dagegen einge⸗ 
wendet werden können, wenn dieſelben, ſobald ihre Mittel den hiefür 
erforderlichen Umfang überſteigen, bezüglich dieſes Ueberſchuſſes zu 
einer Beiſteuer für den allgemeinen Zweck des Ganzen herangezogen 
werden, von dem ſie nur Theile ſind. Wenn demnach die einzelnen 
reicher dotirten Pfründen aus ihren Ueberſchüſſen etwas abgeben ſollen, 
um hiemit die ärmer dotirten zu unterſtützen, ſo liegt die Begründung 
einer ſolchen Maßregel eben in der Natur des Geſammtzweckes des 
Kirchenvermögens, in der Idee der Solidarität der kirchlichen Inter⸗ 
eſſen: Die Einheit des Zweckes bringt es mit ſich, daß alle ein⸗ 
zelnen Factoren der Geſammtheit im Bedarfsfalle verhältuißmäßig 
beiſteuern müſſen, damit jeder einzelne ſubordinirte Zweck erfüllt 
werde; denn nur in der Erfüllung aller letzteren iſt zugleich auch die 
Erfüllung der großen Idee des Ganzen gegeben. 

Es iſt aber nicht die Staatsgewalt, welche dieſen Begriff von 
der Solidarität der kirchlichen Intereſſen aufgeſtellt hat — die Kirche 
ſelbſt erkennt ihn an. Das kanoniſche Recht ſpricht den fraglichen 
Grundſatz principiell aus in der Lehre von der Verwendung des 
Pfründeneinkommens. Dieſe Verwendung iſt dem Pfründner nicht völlig 
freigeſtellt. Die Früchte des Beneficiums ſollen dem Kleriker zunächſt 
dazu dienen, ſeinen ſtandesmäßigen Unterhalt zu beſtreiten; was die 
Pfründe über das hiezu Erforderliche an Erträgniß abwirft, ſoll er 
für kirchliche Zwecke verwenden ). Dieſe letztere Verpflichtung wird 
ſogar wenigſtens nach den älteren Kircheu-Geſetzen nicht nur als eine 
moraliſche, ſondern als eine eigentliche Rechtspflicht hingeſtellt, ja ſie 
wird ſelbſt auf das peculium patrimoniale bezogen **). Auf demſelben 
Grundſatze beruht das nach kirchlichem Rechte dem Biſchofe zuſtehende 
Beſteuerungsrecht, die Belaſtung eines Beneficiums mit einem Cenſus 
oder einer Penſion, die Verwendung der Ueberſchüſſe aus dem Ver— 
mögen einer Kirche für Zwecke einer anderen, u. dgl. Es läßt ſich 
alſo nicht zweifeln, daß der dem Geſetze vom 7. Mai 1874 zur 
Baſis dienende Grundſatz in der Bewidmung der als Zweckvermögen 
zu betrachtenden Kirchengüter gegeben iſt und daß die Berechtigung 
dieſes Grundſatzes auch von der Kirche anerkannt erſcheint. 

Es könnte demnach lediglich die Frage aufgeworfen werden, 
wie die Staatsgewalt dazu gelange, dieſen Grundſatz durch ein von 
ihr erlaſſenes Geſetz zur Geltung zu bringen und durchzuführen? Es 
iſt nun eine der geſchichtlichen Conſequenzen der öffentlichen Stellung 
der katholiſchen Kirche in Oeſterreich, daß der Staat von jeher auf 
die Bedeckung der wirthſchaftlichen Bedürfniſſe dieſer Kirche bedacht 


Phillips, Kirchenrecht § 224. 

) Phillips, Kirchenrecht § 225, Pachmann, Kirchenrecht § 605. 
) Phillips, Kirchenrecht $ 233, Pachmann § 670. 

se) Phillips a. a. O 
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war. Der Staat nahm die Verpflichtung auf fi. dieſe wirthſchaftlichen 
Bedürfniſſe zu decken, ſobald die kirchlichen Mittel ſelbſt hiezu nicht 
ausreichen. Dieſer Grundſatz erhielt ſeine materielle Verkörperung und 
ſein Syſtem durch die Gründung der Religionsfonde, welchen das 
incamerirte Vermögen der aufgehobenen Klöſter überwieſen ward, und 
welche demnach als ein Theil des öffentlichen Vermögens aus dieſem 
letzteren mit der ſpeciellen Bewidmung ausgeſchieden wurden, die— 
jenigen Erforderniſſe des katholiſchen Cultus zu decken, welche aus 
den Einkünften der einzelnen kirchlichen Inſtitute, beziehungsweiſe des 
kirchlichen Vermögens überhaupt nicht beſtritten werden können. Wenn 
aber der Staat dieſe Verpflichtung auf ſich nahm, ſo ſteht ihm auch 
unzweifelhaft das Recht zu, zu prüfen, ob und wann die Bedingung 
eingetreten ſei, an welche dieſe Verpflichtung geknüpft iſt; es ſteht ihm 
die Befugniß zu, zu controliren, ob die kirchlichen Mittel in der 
That unzulänglich ſeien, bevor er den Abgang aus öffentlichen Mitteln 
erſetzt; es ſteht ihm endlich auch das Recht zu, die noch vorhandenen 
kirchlichen Mittel zur Beſtreitung der kirchlichen Bedürfniſſe heranzu— 
ziehen, weil ja das Kirchenvermögen nach feinem Zwecke und feiner 
Beſtimmung zunächſt ſelbſt hiefür aufzukommen hat, und die Ver⸗ 
pflichtung der öffentlichen Fonde nur eine ſubſidiäre iſt. Dieſe Be⸗ 
fugniß kann der Staat aber auch ſchon in Ausübung ſeines Tutel⸗ 
rechtes über Stiftungsvermögen für fi vindiciren, nach welchem er bar- 
über zu wachen hat, daß dieſes letztere ſeinen ſtiftungsmaͤßigen Zwecken zu— 
geführt werde. Daß aber der durch das Geſetz vom 7. Mai 1874 
angeſtrebte Zweck dem Weſen und der Beſtimmung des Kirchenver— 
mögens entſpreche, haben wir oben gezeigt. Man braucht alſo nicht 
auf den Grundſatz der joſephiniſchen Kirchenpolitik zurückzugreifen, 
daß das geiſtliche und Kirchenvermögen ein zum Gottes- und Kirchen- 
dienſte, zur Seelſorge und für die Armen ſbeſtimmtes Patrimonium 
ſei, über deſſen richtige Verwendung die Obsorge zu den weſentlichen 
Rechten und Pflichten des Landesfürſten, als Supremi Ecclesiae tu- 
toris et Canonum custodis gehören ), um das Eingreifen der Staats- 
gewalt in die bezüglichen Verhältniſſe zu erklären; das letztere er— 
ſcheint vielmehr in dem Weſen und der Natur der Sache begründet. 
Hiemit iſt der von mancher Seite erhobene materielle Vorwurf wohl 
entkräftet, daß das Geſetz über die Religionsfondsbeiträge einen 
Eingriff in die Vermögensrechte der Kirche, beziehungsweiſe der ein- 
zelnen Pfründenbeſitzer involvire. Der Staat hat das Vermögen der 
Kirche nicht angetaſtet, er hat nur im Geſetzgebungswege kirchliche 
Mittel für kirchliche Zwecke herangezogen, und hiezu war er nach dem 
Geſagten zweifelsohne berechtiget. 

So iſt denn alſo die Staatsgewalt an die Regelung dieſer 
Verhältmiſſe geſchritten und fie hat dieſe Regelung im Wege der Legisla⸗ 
tion durchgeführt. Denn einerſeits ſtand es zweifelsohne der geſetz⸗ 
gebenden Gewalt zu, die durch die Verhältniſſe gebotene Regelung der 
vom Staate bereits eingeführten, durch Staatsgeſetze näher beſtimmten 
und unbeſtritten zu Recht beſtehenden Abgabe vorzunehmen. Anderer— 
ſeits ſind die Religionsfonde ja, wie geſagt, nichts anderes als be— 
ſtimmte Theile des öffentlichen Vermögens, welche für die Dotation 
des katholiſchen Cultus ausgeſchieden wurden; als tolche fallen ſie in 
das allgemeine Finanzweſen des Staates, in den Staatshaushalt. 
Wenn es ſich daher darum handelte, die Einnahmen dieſer öffentlichen 
Dotationen wegen ihrer Unzulänglichkeit für die Bedürffniſſe des ka⸗ 
tholiſchen Cultus zu vermehren, ſo handelte es ſich zweifelsohne um 
eine öffentliche Angelegenheit, beziehungsweiſe um eine der ſtaatlichen 
Geſetzgebung anheimfallende Norm. 

Das Geſetz vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 51, ſtellt ſich 
zum Theile als eine Regelung, zum Theile als eine durch die Ver⸗ 
hältniſſe nothwendig gewordene Erhöhung der beſtandenen Religions- 
fondsbeiträge dar, als eine Erhöhung allerdings nur mit Rückſicht 
auf die Größe der in letzter Zeit noch an den Religionsfond abgege— 
benen Beiträge; denn es iſt nicht zu zweifeln, daß die dermaligen 
Steuer die Höhe der urſprünglich eingeführten geiſtlichen Aushilfs⸗ 
ſteuer nicht erreichen wird. 


„) Hofdeeret vom 1. October 1782. [Pachmann $ 627). 


Mlittheilungen aus der Praxis. 


Gemeindewahlrecht der Mitglieder des Collegiatcapitels einer 
Collegiatkirche. 


Anläßlich der Durchführung der Neuwahl der Gemeindevertre- 
ung in V. brachten die Mitglieder des dortigen Collegiatcapitels 


und zwar der Probſt St. und die Capitularen B., E., K., O. und R. 
gegen die aufgelegten Wählerverzeichniſſe die Einwendung vor, daß ſie , , 5 
in die Wahlen een Mit und fetten dag Be- eipienten) verſteuert werden. Die Reſidenzen (Natıralwohnungen 
gehr 8 or li f. t St f 
eee e e een Deo d e die hierauf entfallende Steuer, obwohl wegen Vereinfachung der Steuer— 


abfuhr auf das Capitel als ſolches vorgeſchrieben, dennoch nicht 


15 G. W. O.“) in den 1. Wahlkörper eingereiht werden. 

Die Reclamationscommiſſion beſchloß der Beſchwerde Folge zu 
geben und ſämmtliche Reelamanten in den 1. Wahlkörper einzubeziehen. 

Gegen die hierauf wirklich erfolgte Einbeziehung der genannten 
Mitglieder des Capitels in V. in die Wählerliſte des 1. Wahlkör⸗ 
pers erhob der Bürgermeiſter Anton M. als Wähler im 2. Wahl— 
körper mit mehreren Genoſſen rechtzeitig Einwendung und verlangte, 
daß die genannten Perſonen aus den Wählerverzeichniſſen überhaupt, 
insbeſonders aus dem 1. Wahlkörper ausgeſchieden werden. Zur Be— 


gründung dieſes Begehrens wurde geltend gemacht: Die Canonici 


mit dem Probſt an der Spitze könnten einzeln für ihre Perſon nicht 
als in der Ortsſeelſorge bleibend verwendete Geiſtliche angeſehen 


werden. Denn dieſelben ſeien bloß Mitglieder des Collegiatcapitels 1. Wahlkörper im Grunde des § 15 G. W. O. beziehungsweise bee 


und bilden alle zuſammen eine Congregation oder moraliſche Perſon, 
welche, als die höchſte directe Steuer in der Gemeinde zahlend, in 
den 1. Wahlkoͤrper eingereiht ſei und deren Wahlrecht der Decan 
des Capitels Johann F. als Vertreter des Capitels nach außen 


Die übrigen Mitglieder könnten nicht jeder einzeln für ſich das 
Wahlrecht ausüben, nachdem ſich unter den Wählern bereits ihr zur 


Wahl berechtigter Vertreter befinde. Das Capitel als ſolches habe 


auch keine Ortsſeelſorge, indem letztere durch einen vom Capitel 
gewählten Functionär (gegenwärtig P. C.) ausgeübt werde, welcher 


letztere allein als der ordentliche Ortsſeelſorger angeſehen werden 


müſſe und daher auch in die Liſte des 1. Wahlkörpers eingetragen 
tet, während die übrigen Mitglieder des Capitels höchſtens als Aus⸗ 
hilfsprieſter oder Capläne betrachtet werden könnten. Das aus 9 Mit⸗ 
gliedern beſtehende Capitel habe in dem Wählerverzeichniſſe bereits 2 
Vertreter, ſomit mehr als jede andere moraliſche Perſon und es ſtehe 
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ad 2. wurde bemerkt, daß das Capitel durch den jeweiligen 
Probſt und den Dechant repräſentirt wird, bezüglich des gemein— 
ſchaftlichen Capitelvermögens ſei der Decan als ſtatutenmäßiger Ver— 
treter anzuſehen, da der Probſt ſein corpus separatum à corpore 
capituli beſitze. 

ad 3. wurde angeführt, die einzelnen Canonici ſeien theils 


aus dem Geſammteinkommen des Capitels, theils aus ſpeciellen 


Fundationen dotirt, die, weil in Staatsſchuldobligationen umwandelt, 
ſämmtlich unter Einem (ſelbſtverſtändlich zum Nachtheile der Per- 


in ſeparaten Häuſern) inhäriren einzeln den Präbenden und werde 


aus dem Geſammteinkommen, ſondern aus einer ſpeciell den Capitu— 
laren eigenthümlichen Caſſe, demnach von den Capitularen ſelbſt ent⸗ 
richtet, was auch bei dem Probſte vorkomme, der, obzwar ſeine 
Präbende von jener des Capitels ganz geſchieden iſt und er ſelbſt 
hievon die Steuer entrichte, dennoch mit der vorgeſchriebenen Steuer 
nicht namentlich angeführt, ſondern diesfalls vom Gemeindevorſtande 
als dem Capitel incorporirt betrachtet werde. 

Die Bezirkshauptmannſchaft entſchied im nachſtehenden Sinne: 

„Nachdem die Ortsſeelſorge in V. dem Capitel als ſolchem zu— 
komme, fo konne nicht jedes einzelne Mitglied für ſich als Ortsſeel— 
ſorger betrachtet werden und daher auch nicht die Einreihung in den 


Landesgeſetzes vom 18. April 1869, Nr. 44 L. G. Bl. anſprechen, 
mit alleiniger Ausnahme des P. C, welchem gegenwärtig die Ver— 
waltung des Pfarramtes übertragen ſei und welcher auch in den 1. 


nach Maßgabe der Statuten und des $ 7 der G. W. O. ausübe. Wahlkörper einzureihen ſei. Die übrigen Mitglieder des Capitels ſeien, 


da ſie in der Ortsſeelſorge mitzuwirken verpflichtet ſind, als „in der 
Ortsſeelſorge bleibend angeſtellte Geiſtliche“ ($ 1 ad 
2 b G. W. O.) zu betrachten und gemäß § 13 der G. W O. und 
des Landesgeſetzes vom 18. April 1869 im Wählerverzeichniſſe am 


Ende anzuführen und wenn ſie keine directe Steuer zahlen, in den 3. 


Wahlkörper, wenn ſie aber eine directe Steuer zahlen, in den 2. Wahl⸗ 
körper einzureihen. Da nach dem vom Capitel vorgelegten Ausweiſe 


keiner der einzelnen Canonici eine Steuer entrichte, ſondern das 
Capitel als ſolches die entfallende Steuer bezahle, fo find alle Mit- 


demſelben ein beſonderes Privilegium zur Beeinträchtigung des Rechtes 
der übrigen Wähler nicht zu. 

Die Bezirkshauptmannſchaft verlangte vom Collegiatcapitel in 
darüber Auskünfte 1. in welchem Verhältniſſe der jeweilige 
Pfarrer in V. in Bezug auf die Ortsſeelſorge zu dem Capitel 
ftehe? 2. Wer im Sinne des § 7 der Gemeindewahlordnung zur Ver— 
tretung des Ca 
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Dotation genieße und dieſelbe, ſowie ſeine Naturalwohnung verſteuere, 
oder ob das Capitel als Corporation das Geſammtvermögen und 
Geſammteinkommen verſteuere. . 

Das Collegiatcapitel in V. eröffnete hierauf: 

ad 1., daß die Beſorgung der mit der Collegiatkirche in V. 
verbundenen Seelſorge dem geſammten Collegiatcapitel obliege, welches 
nach kanoniſchem Begriffe als der eigentliche parochus habitualis er- 
ſcheine. Der jeweilige unter dem gewöhnlichen Namen „Pfarrer“ 
fungirende Canonicus curatus ſei vorerſt Capitelmitglied und dem⸗ 
ſelben vom Capitel als ſolchem hauptſächlich die Führung der Matriken, 
die Correſpondenz nach außen und die Ausübung der übrigen pfarr⸗ 
amtlichen Functionen, ſoweit ſie nicht von anderen Capitelmitgliedern 
ex officio verſehen werden, übertragen; derſelbe ſei aber nicht rector 
ecclesiae, was fonft allgemein die erſte Prärogative des Pfarrers ſei 
und finde bei demſelben nie eine fpecielle pfarrliche Inſtallation ſtatt, 


pitels berufen erſcheine und 3. ob jeder Canonicus für 


ich eine beſtimmte von d ſchaftli Fi ängig 
0 l on denn "gefeliithaftlichen Eine mmen ume gegen zunächſt ob der geordneten Matrikenführung die Ortsſeelſorge 


weil dieſe bereits mit der Canonicats-Inſtallation zuſammenfalle. 
Sämmtliche Canonici ſeien kraft ihrer kirchlichen Juſtallation in alle 
kanoniſchen Rechte bleibend eingetreten und können von dieſer ſtabilen 
activen Stellung wie die rechtmäßig inſtallirten Pfarrer nicht will⸗ 
kürlich verdrängt werden, während die Capläne dem Rufe des Biſchofs 
jederzeit zu folgen verpflichtet ſind; 


) Gem.-Wahl⸗Ordng. f. Böhmen v. 16. April 1864. 


glieder des Capitels mit Ausnahme des P. C. in den 3. Wahlkörper 
einzureihen“. 

Gegen dieſe Entſcheidung haben Statthaltereirecurſe eingebracht: 
der Bürgermeiſter Anton M. mit Genoſſen, dann der Probſt 
Wenzel St., welcher für ſeine Perſon die Einreihung in den 1. Wahl⸗ 
körper verlangte, endlich die Canonici: B., E., K., O. und R., welche 
mindeſtens im 2. Wahlkörper eingereiht ſein wollten. 

Das über dieſe Berufungen einvernommene f. e. Conſiſtorium 
in Pr. äußerte ſich gutachtlich dahin, daß zwar dem Collegiatcapitel 
als juridiſchen Perſon die Steuerleiſtung in corpore obliege, daß da— 


von dem Capitel ſelbſt als der zur Verwaltung der Ortsſeelſorge 


habitualiter berechtigten und verpflichteten Corporation einem beliebigen 


Mitgliede des Capitels actuell in der Art übertragen werde, daß 
im Falle ſeiner Verhinderung jedes andere Mitglied hiezu beſtimmt 
werden kann. Es ſei ſonach das Capitel in V. zufolge canoniſcher 
und ſtatutariſcher Beſtimmungen als Corporation zur Führung der 


Ortsſeelſorge berufen und verpflichtet; dasſelbe laffe jedoch aus be- 


greiflichen Gründen dieſes Amt nach feinem eigenen Ermeſſen zeit- 
weilig durch das eine oder andere Mitglied verwalten. Abgeſehen von 
der einem Mitgliede zugewieſenen Matrikenführung ſind gleichzeitig 
alle anderen Capitularen ſtatutariſch gehalten, manche anderen ſeelſorg⸗ 
lichen Functionen zu verrichten, indem ſie zum Beichthören, zu Predigten 
und zur Abhaltung des pfarrlichen Gottesdienſtes abwechſelnd ver— 
pflichtet ſind. Sowie endlich des Capitel mit Ausnahme des aus einer 
Separatfundation dotirten Probſtes gemeinſchaftlich als Ufufructuar 
die Steuern trage, ebenſo participiren die einzelnen Capitelmitglieder 


an der mensa communis, d. h., daß von dem reinen Ertrage des 


Capitelvermögens jeder einzelne Capitular die ihm zukommende Quote 
als ſein ſeparirtes Einkommen zum vollen Eigenthum und zur voll— 
kommen freien Verfügung erhalte. 

Die Statthalterei hat ſodann die angefochtene bezirkshaupt⸗ 
mannſchaftliche Entſcheidung abgeändert und erkannt, daß „dem Ca⸗ 


nonicus P. C. im Grunde des § 15 der G. W. O. beziehungs⸗ 
weiſe des Geſetzes vom 18. April 1869, das Wahlrecht im I. Wahl⸗ 
körper zuſtehe, weil derſelbe dermal als Ortsſeelſorger angeſehen werden 
müſſe, indem er die ortsſeelſorgliche Jurisdietion beſorge und auch in 
dem catalogus cleri ausdrückich als canonicus p. t. curatus bezeich⸗ 
net erſcheine. Sämmtlichen übrigen Mitgliedern des Capitels ſtehe im 
Grunde des § 1 ad 2 b G. W. O. als in der Ortsſeelſorge bleibend 
verwendeten Geiſtlichen das Wahlrecht zur Gemeindevertretung zu. 
Wenn dieſelben eine ihre Einreihung in eine höhere Wählerclaſſe 
begründende Steuerleiſtung nachzuweiſen vermögen, ſeien fie in den 
zweiten, beziehungsweiſe erſten Wahlkörper, ſonſt aber in den dritten 
einzubeziehen.“ 

Gegen die dem Bürgermeifteramte in V. ddo. 19. Jänner 1875 
zugeſtellte Entſcheidung der Statthalterei brachte der Bürgermeiſter 
Anton M. mit 19 Genoſſen den Miniſterialrecurs ein. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 10. April 1875, 
3. 2220 erkaunt: „Dem Recurſe des Bürgermeiſters M., welcher 
gegen die Entſcheidung der Statthalteret inſoweit gerichtet erſcheint, 
als in derſelben erkannt wurde, daß abgeſehen von dem in den 
1. Wahlkörper der Wahlberechtigten gereihten Canonicus P. C. 
allen übrigen Mitgliedern des königl. Collegiateapitels in V. das 
Wahlrecht zur Gemeindevertretung im Grunde des § 1 ad 2 b G. 
W. O. als in der Ortsſeelſorge bleibend verwendeten Geiſtlichen zu— 
ſtehe und daß dieſelben, wenn fie eine ihre Einreihung in eine höhere 
Wählerclaſſe begründende Steuerleiſtung nachzuweiſen vermögen, in 
den 2. beziehungsweiſe 1. Wahlkörper, ſonſt aber in den 3. Wahl⸗ 
körper einzureihen ſind, wird im Hinblick auf die Beſtimmungen des 
§ 1 ad 2 b der Gem. Wahl-Ordnung des Landesgeſetzes vom 18. 
April 1869, Nr. 44 keine Folge gegeben.“ K. 


Notiz. 


(Aſſecuranzen, ein Stück Gemeindeverwaltung der Zukunft.) 
Oeſterreich iſt ein ackerbautreibender Staat, und aus dieſem Grunde wollen wir die 
obige Bezeichnung nur in Beziehung auf den Landmann einer kleinen Erörterung 
unterziehen und längftgefühlten Bedürfniſſen Anderer — Worte geben. 

Jedermann weiß, welcher Körperſchaft die Mitglieder einer Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft angehören! Sie gehören nämlich zur weitverzweigten Famil'e der Specu— 
lanten, welche wohl ſchwerlich aus chriſtlicher Nächſtenliebe dem Abgebrannten ſein 
Haus neu aufbauen, ſondern, auf allerlei günſtige Zufälle rechnend, im beſten Falle 
ein durchſchnittlich vorhergeſehenes Reſervecapital zurücklegen, den Reſt aber brü⸗ 
derlich unter ſich vertheilen. — Es wird dem beſten Advocaten des Continentes 
nicht gelingen, uns das Gegentheil von Nachſtehendem zu beweiſen: Nehmen wir 
z. B. an, daß von 100 aſſecurirten Landleuten alljährlich fünf Fenerſchaden erleiden, 
welche Ziffer ſehr hoch gegriffen iſt, ſo werden immerhin 95 Andere ihr Geld 
umſonſt während dieſes Jahres verausgabt haben, und dieſer Vorgang wird ſich 
nahezu regelmäßig wiederholen, wobei die abſoluten Verluſte der entgangenen Zinſes⸗ 
zinſen nach 20 Jahren der Geſellfchaft das eingezahlte Capital — abzüglich der 
ausbezahlten Summen — verdoppeln und hiedurch dem Landvolke eine Summe 
abhanden kommt, welche zu ganz anderen, als volkswirthſchaftlichen Zwecken be 
nützt wird. 

Die Herren Directoren ſolcher Geſellſchafteu genießen enorme Bezüge, eine 
Unzahl Agenten, Diener, Zeitungen, Kanzleien ꝛc. verſchlingen das ſauer erworbene 
Geld des Landmannes, und dabei trägt es ſich häufig zu, daß für abgebrannte 
Objecte — in Folge ungünſtiger Schadenabſchätzung — nur theilweiſe Erſatz ge— 
leiſtet wird, Proceſſe häufig darum geführt werden und endlich ſchon verſchiedene 
Geſellſchaften deßhalb zu Grunde gingen, weil eine größere Anzahl von Unglücks— 
fällen deren mathemaliſche (2) Berechnungen durchkreuzte, und da das Reſervecapital 
nicht ausreichte — einfach liquidirt wurde und den Verkürzten das Nachſehen 
übrig blieb. Würden dieſe Geſellſchaften vier Fünftel des Eingezahlten baar als 
Reſervefond angelegt haben und, aus uneigennüßigen Mitgliedern beſtehend, einen 
nicht marktſchreieriſchen Beamtenapparat mit dem Reſte beſolden, ſo wäre — nach 
menſchlicken Vorausſetzungen — die annähernde Gewißheit vorhanden, niemals be— 
ſchädigt zu werden; ſo aber geht das Geld nach wie vor in fremde Hände und 
das dieſem Vorgange entſpringende Mißtrauen war gar häufig ſchon die Urſache, 
daß mancher Landmann ſich nicht verſichern ließ, weil ihm eben die Sicherheit zu 
gering ſchien und ſchlechte Geſellſchaften auf dieſe Weiſe — beſſere verdächtigten. 
Wir erlauben uns in Kürze einige Andeutungen zu geben, wie dieſen Uebelſtänden 
radical abgeholfen werden kann 
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Wenn die Landgemeinde N. in ihrem Schooße eine Brandcaſſe errichtet, fo 
wird fie gar bald alle anderen Aſſecuranzen entbehren können und hiedurch wird 
jedes hausbeſitzende Ortsmitglied nolens volens veranlaßt, Vorſicht zu üben, was 
zu keiner Zeit ſchädlich ſein kaun. — Dem Bürgermeiſter, Ortsvorſtande oder einer 
anderen Vertrauensperſon wäre dann ein derartiges Amt zu übergeben, eine An— 
zahl unparteiiſcher Ortsinſaſſen beforgten die Schätzungen vor und nach etwaigen 
Unglücksfällen und die Geſammteinlagen wären in Staatspapieren oder ſonſtigen 
ſicheren — und jederzeit gut verkäuflichen Werthen anzulegen, und durch ein ſe— 
parat geführtes Verluſt- und Gewinitconte (da doch die Zinſen der Einlage 
Eigenthum der Gemeinde bleiben) kann ver Fall eintreten, daß die Intereſſenten 
nach einer Reihe von Jahren nicht nur ihre Verſicherung umſonſt haben, ſondern 
das amortiſirte Capital (als die Verluſtchancen überwiegend) zur ſreien Verfügung 
der Gemeinde dient. Es iſt einleuchtend, daß durch die Einfachheit des Verwal 
tungsapparates jene namhaften Summen dem Landmanne erhalten bleiken und 
nutzbringend gemacht werden, welche bis jetzt den Säckel der Aſſecuranzgeſellſchaften 
füllten und der Volkswirthſchaft empfindlichen Abbruch zufügten. Es verſteht ſich 
von ſelbſt, daß eine billige Beſteuerung einer ſolchen Unternehmung ſtattfinden 
muß, hiedurch werden aber die Staatspapiere gewiß nicht im Curſe ſinken, 
ſondern einen erfreulichen Aufſchwung annehmen, und ein regelmäßiger Kreislauf 
des Baarvermögens iſt die erſte Grundlage zum Nationalwohlſtande. 

Werfen wir einen kurzen Blick auf die Folgen folcher Einrichtungen im 
Herzen der Eemeinde: Feuer aus Rache, Unvorſichtigkeit de. werden viel ſeltener 
vorkommen, weil erſtens die Feuerwehren (ohne den trefflichen Feuerwehren nahetreten 
zu wollen) eine erhöhte Thätigkeit entfalten und zweitens jeder Hausbeſitzer 
bedeutend ſtrengere Vorſichtsmaßregeln in Anwendung bringen würde, denn nun 
hieße es indirecte aus dem eigenen Sacke jene Schäden erſetzen, welchen vor— 
gebeugt werden könnte, da nun nicht mehr eine fremde Caſſe, ſondern das Orte 
vermögen in Anſpruch genommen wird, und je weniger dasſelbe ſich vermindert, 
deſto beſſer kommen die Inſaſſen dabei fort. Nehmen wir ferner an, daß durch 
Sparſamkeit und geringe Unglücksfälle ſich das Gemeindevermögen derart vermehrt 
hat, daß ein Theil hievon mit Beruhigung anderweitigen Zwecken zugewendet 
werden kann, fo wird es gewiß im Intereſſe einzelner Diſtricte liegen: Bewaldungen 
Straßenbauten, Stromregulirungen und Bergbau ſelbſt vorzunehmen, Ver⸗ 
ſorgungshäuſer und hauptſächlich Schulen aber genügend dotiren zu können 
und hiedurch dem Landesfonde Erleichterungen zu gewähren, welche doch immer 
wieder izre günſtige Rückwirkung äußern müſſen. Dem hohen Clerus würde das 
vorerwähnte Syſtem eben ſo vortheilbringenv ſein als den ländlichen Steuerzahlern. 

Der Landmann kann hier nur einen Einwand erheben, nämlich: Soll ich 
meine bis jezt eingezahlten Verſicherungsraten verloren geben durch meinen Austritt: 
Darauf ſagen wir (ohne auf das moderne Einzahlen der halbraputen Banken hin— 
zudeuten, welche nach der Einzahlung oft ſchlechter ſtehen als früher) daß, weil 
eben eine gute Einführung erſt ſpät geſchieht, man ſein Lehrgeld jederzeit bezahlen 
muß, es aber noch nicht ſonnenklar bewieſen iſt, daß ſich die betreffenden Ber 
ſicherungsgeſellſchaften mit einem derartig leicht erworbenen Vermögen in's beſchauliche 
Privatleben zurückziehen dürfen; o nein, man wird noch verſchiedene Striche durch 
die Rechnung gewiſſer Inſtitute, nicht nur in dieſem Falle, ſondern auch in anderen 
Fallen machen können, und das Wohl des Volkes wird ſtets höher ſtehen, als die 
Habgier einer corrumpirten Bande, welche zu einer Zeit Conkeſſionen zu erwerben 
wußte, wo die arme Auſtria erſt das Krankenlager zu verlaſſen begann. Ja, ein böſer 
Geiſt hat uns auf dürrer Haide herumgeführt und uns verhindert, das naheliegende 
üppige Gefilde erſprießlicher Thätigkeit zu betreten, ſondern ließ dasſelbe von Inte» 
rufenen ausbeuten; nun aber wird es anders werden, und wir ſchließen unſere 
Zeilen mit der feſten Ueberzeugung einer ſegensreichen Zukunft un er der Deviſe: 
Viribus unitis! Vatld. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe und Bezirkshauptmanne in 
Oberöſterreich Adolf Fiſcher anläßlich deſſen Penſiontrung den Orden der eiſernen 
Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Wilhelm Schirnhofer 
zum Statthaltereirathe in Linz ernannt. 

Seine Majeftät haben dem Bezirkshauptmanne in Oberöſterreich Karl 
immerauer den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe Franz Seßer anläßlich deſſen 
Penſionirung den Titel und Charakter eines Oberrechnungsrathes taxfrei verliehen. 
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Erledigungen. 


Bezirkshauptmannsſtelle für Oberöſterreich in der ſiebenten Rangsclaſſe, bis 
4. Mai. (Amtsbl. Nr. 92.) 

Beſchanarztesſtelle bei der Gemeinde Wien mit 600 fl. Gehalt, 150 fl. 
Quartiergeld, bis 20 Mai. (Amtsbl. Nr. 90.) 

Steueramtscontrolorsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, eventuell Adjuncten⸗ 
ſtelle in der eilften Rangsclaſſe in Niederöſterreich, bis 12. Mai. (Amtsbl. Nr. 90) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


